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4 Nachbarrecht

1. Aligemeine Hinweise

Eine gute Nachbarschaft ist ein Stiick Lebensqualitat.
Gerade in dicht besiedelten Gebieten kann es jedoch
immer wieder zu Konflikten kommen, die das nach-
barschaftliche Verhaltnis auf den Prifstand stellen.

Am Beispiel von besonders haufig auftretenden nachbar-
rechtlichen Streitfallen méchte diese Broschire wichtige
Informationen und die entsprechenden Rechtsvorschrif-
ten vermitteln. Nicht zuletzt zeigt sie aber auch einige
feste Regeln fiir ein friedliches Neben- oder am besten
Miteinander auf.

Nachbarrechtliche Vorschriften finden sich im burgerli-
chen (privaten) Recht. Dazu gehéren in Nordrhein-
Westfalen insbesondere die fur das gesamte Bundesge-
biet geltenden Vorschriften in §§ 903ff. des Burgerlichen
Gesetzbuchs (BGB) sowie die besonderen Regelungen im
nordrhein-westfalischen Nachbarrechtsgesetz (NachbG
NRW). Daneben gibt es aber auch &ffentlich-rechtliche
Normen, wie etwa in der Landesbauordnung (BauO NRW)
oder im Landeswassergesetz (LWG), die Konsequenzen
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flr das nachbarrechtliche Verhaltnis haben kénnen.

Die nachfolgenden Ausfliihrungen betreffen im Schwer-
punkt das zwischen Nachbarinnen und Nachbarn
unmittelbar anwendbare burgerliche Recht und gelten
vor allem fur zwei bebaute Grundsticke, die durch eine
gemeinsame Grundstlcksgrenze verbunden sind, Wohn-
zwecken dienen und innerhalb eines im Zusammenhang
bebauten Ortsteils liegen. An den Grundstlicksgrenzen zu
Gewerbegrundstiicken, zu landwirtschaftlich, erwerbs-
sowie kleingéartnerisch genutzten Flachen, zu Wald- oder
offentlichen Verkehrsflachen gelten zum Teil besondere
Regeln.

Zur Losung eines (aufkeimenden) Konflikts geniigt neben
einem rucksichtsvollen und héflichen Umgang oftmals
schon ein kldrendes Gesprach. Im Idealfall sollte es Nach-
barinnen und Nachbarn daher gelingen, mit den Informa-
tionen aus dieser Broschure eine einvernehmliche und
auf Dauer tragfahige Losung fir ihr Zusammenleben zu
finden. Aber auch wenn eine Konfliktlésung im gemein-
samen Gespréach zundchst nicht moglich erscheint, ist

als nachstes nicht das Gericht anzurufen. Vorab sollte
stets ein Schlichtungsversuch vor einer anerkannten
Gutestelle stattfinden, etwa beim 6rtlichen Schiedsamt,
das in jeder Gemeinde in Nordrhein-Westfalen besteht.
Die Schiedsfrauen und Schiedsmanner vermitteln kosten-
gunstig und erfolgreich in zivilrechtlichen Streitigkeiten,
insbesondere auch bei nachbarschaftsrechtlichen Konflik-
ten (siehe auch Kapitel 11, Hilfe bei der Konfliktlosung™).

Rechtskundigen Rat bei konkreten Streitfragen kann die-
se Broschiire nicht ersetzen, zumal das Ministerium der
Justiz keine Rechtsausktinfte zu Einzelfallen erteilen darf.
Dies ist den Angehdrigen der rechtsberatenden Berufe
vorbehalten.



6 Nachbarrecht

2. Die Grundstiicksgrenze

Manchmal ist es notwendig, den genauen Verlauf der
Grenze zwischen zwei Grundstiicken zu kennen — etwa
wenn ein Zaun errichtet oder eine Garage an die Gren-
ze gebaut werden soll. Der Grenzverlauf wird bei einer
Vermessung festgestellt und im Liegenschaftskataster
eingetragen. Auf dem Grundstick wird die Grenze mit
so genannten Grenzmarken (Grenzzeichen) deutlich
gemacht, die von den Grundstuickseigentiimerinnen
und -eigentimern weder versetzt noch entfernt werden
durfen. Die Einzelheiten des Grenzfeststellungs- und Ab-
markungsverfahrens sind im Vermessungs- und Katas-
tergesetz des Landes geregelt.

Lasst sich ausnahmsweise der genaue Verlauf der Grenze
weder anhand von Grenzmarken noch mit Hilfe der
Unterlagen des Katasteramtes feststellen, spricht man
von einer Grenzverwirrung. Den Parteien steht in einem
solchen Fall ein sogenannter Grenzscheidungsanspruch
nach § 920 BGB zu, bei dem der Verlauf durch richter-
liche Entscheidung festgelegt wird. In Zweifelsfallen
sollten sich Betroffene aber zunachst an das fir ihre
Kommune zusténdige Katasteramt wenden.

3. Einfriedungen

Einfriedungen — das Nachbarrechtsgesetz NRW ver-
wendet den Begriff ,Einfriedigungen” — sind Anlagen an
oder auf einer Grundstlicksgrenze wie z.B. Zaune, Gitter,
Hecken oder Mauern, die dazu bestimmt sind, ein Grund-
stlick ganz oder teilweise zu umschlieBen, insbesondere
um es vor unbefugtem Betreten oder Beeintrachtigungen
durch das Nachbargrundstiick zu schitzen. Nach dem
Burgerlichen Gesetzbuch steht es Eigentiimerinnen und
Eigentiimern grundsétzlich frei, auf dem eigenen Grund-
stlick eine Einfriedung nach ihrer Wahl zu errichten oder



auch darauf zu verzichten. Von diesem Grundsatz finden
sich allerdings in einem eigenen Abschnitt des nordrhein-
westfalischen Nachbarrechtsgesetzes (§§ 32ff.) diverse
Ausnahmen.

Beispiel:

Wenn zwei bebaute Grundstticke innerhalb eines im
Zusammenhang bebauten Ortsteils eine gemeinsame
Grundstucksgrenze haben und eine Partei die Einfrie-
dung auf oder entlang dieser Grenze verlangt, sind

beide Eigentiimerinnen oder Eigenttiimer verpflichtet,
die Einfriedung zu errichten. Diese Pflicht besteht
nur dann nicht, wenn die Grenze mit Gebauden be-
setzt, eine Einfriedung bauordnungsrechtlich un-
zulassig oder in der Nachbarschaft uniblich ist.
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NACHBARIN B NACHBAR A

FRIST 2 MONATE

[

NACHBARIN B NACHBAR A

Abbildung 1



Sind beide Grundsttickseigentimerinnen oder Grund-
stlickseigenttimer zur Errichtung einer gemeinsamen
Einfriedung verpflichtet, sind die hierftir anfallenden
Kosten grundsatzlich hélftig zu teilen. Anderes kann im
Einzelfall gelten, wenn weder eine Einigung tber die Art
der Einfriedung erzielt, noch eine ortstbliche Einfriedung
errichtet worden ist.

Wenn eine Seite bei der Errichtung der geschuldeten
Einfriedung an der gemeinsamen Grenze nicht mit-

wirkt und die andere Seite die Einfriedung daher alleine
errichten will, muss sie den nicht mitwirkungsbereiten
Nachbarn zunéchst schriftlich zur Mitwirkung auffordern.
Erst nach fruchtlosem Ablauf von zwei Monaten nach der
schriftlichen Aufforderung kann die Eigentiimerin oder
der Eigentiimer die Einfriedung dann alleine errichten
und von der anderen Seite die anteiligen Kosten dafur
verlangen (siehe Abbildung 1).

Besteht eine Pflicht zur Einfriedung, sind hinsichtlich
der Art der Einrichtung vorrangig offentlich-rechtliche
Vorschriften wie z.B. Bebauungspléne oder stadtische
Satzungen zu beachten. Bestehen solche Sondervor-
schriften nicht, kénnen sich die Parteien auf jede Art der
Einfriedung einigen.

Gelingt dies nicht, so muss die Einfriedung ortstiblich
sein. Lasst sich nicht feststellen, dass eine bestimmte
Art der Einfriedung in dem betroffenen Ortsteil oder der
Siedlung Ublich ist, so ist eine 1,20 m hohe Einfriedung zu
errichten (siehe Abbildung 2). Zum Standort der Einfrie-
dung trifft das nordrhein-westfalische Nachbarrechts-
gesetz ebenfalls Regelungen (§ 36). Gehen von einem
Grundstick besondere Beeintrachtigungen auf das
andere Grundstiick aus, kénnen dartiber hinaus Sonder-
regeln u.a. fur die Art der Einfriedung greifen (§ 33).
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PFLICHT ZUR EINFRIEDUNG

ART DER EINFRIEDUNG

vorrangig 6ffent-
lichrechtliche Vor-

schriften. wie z.B. Sondervorschriften
Bebauungsplane bestehen nicht
oder stadtische
Satzungen

jede Art der Einfriedung durch Einigung
der Parteien moglich

Einigung erfolglos?

ortsuibliche Einfriedung

nicht vorhanden?

1,20m hohe Einfriedung erforderlich

Abbildung 2
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Manche Eigentiimerinnen oder Eigentiimer wollen ihr
Grundstutick starker gegen Einblicke schutzen, als es der
Ortsublichkeit entspricht. Sie errichten daher entlang der
Grenze auf ihrem eigenen Grundstick hohe Sichtblenden
oder ahnliche Vorrichtungen, manchmal auch zusatzlich
zu einer gemeinsamen Einfriedung.

Das nordrhein-westfélische Nachbarrechtsgesetz trifft
unmittelbar keine Regelungen zu Art und Beschaffenheit
einer Einfriedung, die eine Eigentiimerin oder ein Eigen-
timer aus eigenem Entschluss und ohne gesetzliche
Verpflichtung auf seinem eigenen Grundstuick errichtet.

Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs
bilden die Vorschriften des Nachbarrechtsgesetzes im
beiderseitigen Interesse aber insgesamt den MaBstab
dafur, welche Ausgestaltung einer Einfriedung optisch-
asthetisch zumutbar ist, sobald eine Nachbarin oder ein
Nachbar eine Einfriedung an der gemeinsamen Grenze
nach dem Nachbarrechtsgesetz verlangt (hat).

Ist auf der gemeinsamen Grenze eine ortstbliche
Einfriedung vorhanden, so kann die Nachbarin oder
der Nachbar darauf bestehen, dass der Zustand so
bleibt. Sie bzw. er kann sich gegen eine (zusatzliche)
Vorrichtung wehren, die den ortsiiblichen Charakter
der gemeinsamen Einfriedung erheblich beeintrach-

tigen wirde. Eine Grundstlckseigentiimerin bzw. ein
Grundstuckseigentimer kann auRerdem dazu ver-
pflichtet sein, eine nicht ortstbliche Einfriedung zu
beseitigen, sobald die Nachbarin oder der Nachbar
eine gemeinsame Einfriedung nach den Vorschriften
des Nachbarrechtsgesetzes verlangt.
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Die hierzu ergangenen Entscheidungen des Bundes-
gerichtshofs ab dem 1. Januar 2000 finden Sie in der
Datenbank des BGH unter www.bundesgerichtshof.de
(Rubrik ,,Entscheidungen*). Entscheidungen des Bundes-
gerichtshofs bis einschlieBlich 1999 kénnen Sie schrift-
lich beim BGH anfordern.

Entscheidungen des Bundesgerichtshofs zur
Einfriedung:

Urteil vom 09.02.1979, Aktenzeichen V ZR 108/77
Urteil vom 23.03.1979, Aktenzeichen V ZR 106/77
Urteil vom 23.11.1984, Aktenzeichen V ZR 176/83
Urteil vom 22.05.1992, Aktenzeichen V ZR 93/91
Urteil vom 17.01.2014, Aktenzeichen V ZR 292/12)

4. Grenzbdume, besondere Grenz-
anlagen und Uberbauten

Neben den in Kapitel 3 genannten Einfriedungen stehen
entlang oder nahe der Grundstticksgrenze haufig auch
einzelne Baume oder Straucher. Die Friichte eines soge-
nannten Grenzbaumes (Grenzstrauches) — und nach

dem Fallen auch das Holz — geblihren beiden Nachbarinnen
und Nachbarn gemaR § 923 Absatz 1 BGB zu gleichen Tei-
len. Als Grenzbaum wird aber nur ein Baum angesehen, der
auf der Grenze steht. Fir Baume oder Straucher, die neben
der Grenze stehen, gilt diese Regelung nicht, und zwar auch
dann nicht, wenn Aste und Zweige tiber die Grenze auf das
andere Grundsttick ragen (siehe auch Kapitel ,,Hertberra-
gende Aste sowie heruntergefallene Friichte und Blatter*).


http://www.bundesgerichtshof.de
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Beide Seiten konnen die Beseitigung eines Grenzbaumes
verlangen, solange dieser kein Grenzzeichen ist und natur-
schutzrechtliche Vorschriften des Landes und des Bundes
bzw. Orts- oder Baumschutzsatzungen die Beseitigung
nicht untersagen. Die Kosten fur die Beseitigung fallen
grundsatzlich beiden zu gleichen Teilen zur Last. Etwas
anderes gilt nur dann, wenn eine Seite auf ihre Rechte an
dem Baum verzichtet. Dann muss die oder der die Besei-
tigung Verlangende diese Kosten alleine tragen, erwirbt in
diesem Fall aber auch das Alleineigentum an dem gefall-
ten Baum.

Steht die Mauer eines Gebaudes auf der Grundstticks-
grenze, handelt es sich nach der Definition in § 7 NachbG
NRW in aller Regel um eine sogenannte Nachbarwand
(auch Kommunmauer genannt). Hierfur trifft das nord-
rhein-westfalische Nachbarrechtsgesetz in §§ 8ff. be-
sondere Regelungen, etwa zu den Voraussetzungen der
Errichtung, der Beschaffenheit sowie zum Standort.

Ist dagegen die Gebdudemauer nicht auf, sondern un-
mittelbar an der Grenze errichtet, spricht man von einer
Grenzwand. Eine Grenzwand steht demnach vollsténdig
auf dem Grundstuck der Erbauerin oder des Erbauers. In
§8 19ff. NachbG NRW finden sich hierzu ebenfalls zahl-
reiche Vorschriften, beispielsweise auch zur Frage der
Warmedammung (vgl. § 23a NachbG NRW).

Wird ein Gebaude Uber die Grundsticksgrenze hinaus auf
dem Nachbargrundstuck errichtet, liegt schlieBlich ein
sogenannter Uberbau vor. Er ist Gegenstand der §§ 912ff.
BGB. Danach entscheidet sich beispielsweise, ob die
Nachbarin oder der Nachbar des Giberbauten Grundstticks
die Beseitigung verlangen kann oder den Uberbau — gegen
einen finanziellen Ausgleich — dulden muss.
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5. Heriiberragende Aste sowie
herunterfallende Friichte und Blatter

Dringen die Wurzeln eines Baumes oder Strauches von
einem Grundstuck auf das benachbarte Grundstuick ein
und wird hierdurch die Benutzung dieses Grundstticks
mehr als nur unerheblich beeintrachtigt, kann die oder
der Betroffene vom anderen in aller Regel die Beseitigung
der Uber die Grundsticksgrenze hertiberragenden Wur-
zeln verlangen (§ 1004 BGB) oder diese selbst im Wege
der sogenannten Selbsthilfe abschneiden und behalten
(§ 910 Absatz 1 BGB). Gleiches gilt grundséatzlich auch
bei hertiberragenden Asten und Zweigen. Das Recht auf
Selbsthilfe ist hier lediglich insoweit eingeschrankt, als
dass der Nachbarin oder dem Nachbarn zuvor eine ange-
messene Frist zur Beseitigung gesetzt werden muss.
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Erganzend ist allerdings stets zu beachten, dass die
Beseitigung eines Uberwuchses durch naturschutzrecht-
liche Vorschriften des Landes und des Bundes bzw. durch
Orts- oder Baumschutzsatzungen eingeschrankt sein
kann. Aufgrund solcher Regelungen kann es beispiels-
weise verboten sein, Wurzeln eines geschiitzten Baumes
abzuschneiden, weil dies den Baum schadigen oder sogar
zum Absterben des Baumes fuhren kdnnte. In einem
solchen Fall bleibt nur die Moglichkeit, eine Ausnahmege-
nehmigung zu beantragen. Vor einer Beseitigung des st6-
renden Uberwuchses sollten sich Betroffene in jedem Fall
Uber naturschutzrechtliche Vorschriften des Landes und
des Bundes und Bestimmungen einer eventuell geltenden
Baumschutzsatzung informieren.

Bis zum Abfallen gehoren Friichte eines Baumes oder
Strauches der Eigentiimerin oder dem Eigentimer des
Grundstiicks, auf dem der Baum oder Strauch steht.
Danach werden sie zum Eigentum desjenigen, auf dessen
Grundstuck sie herabfallen (§ 911 BGB). Handelt es sich
hierbei um das Nachbargrundstiick, sind sie folgerichtig
Eigentum der Nachbarin bzw. des Nachbars. Sie durfen
allerdings weder abgepflickt noch herabgeschuttelt
werden. Dies gilt selbst dann, wenn sie an einem Zweig
hangen, der auf das eigene Grundstiick hertiberragt.

In den letzten Jahren ist zudem immer wieder die Frage
aufgeworfen worden, ob das Hertiberwehen von Laub ge-
duldet werden muss oder ob zumindest verlangt werden
kann, die Kosten fur das Beseitigen des Laubes ersetzt zu
bekommen. Die Beantwortung der Frage, ob entsprechen-
de Abwehr- oder Ausgleichsanspriiche bestehen, hangt
von den gesamten Umsténden des jeweiligen Einzelfalles
ab. Das gestiegene Umweltbewusstsein und die erhéhte
Wertschéatzung von Bdumen und Pflanzen in der Bevolke-
rung fuhren jedoch vielfach dazu, dass der Laubbefall vom
Nachbargrundstiick entschadigungslos hinzunehmen ist.
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6. Grenzabstand von Pflanzen

Pflanzen in der Nahe der Grundstiicksgrenze fihren hau-
fig zu Meinungsverschiedenheiten. Dies gilt heutzutage
umso mehr, da sich die durchschnittliche Grundstiicks-
groBe und damit auch die Moglichkeiten zur beeintrach-
tigungsfreien Bepflanzung mit Baumen oder gréBeren
Strauchern verringert haben. Nordrhein-Westfalen hat
daher Regelungen zum Mindestgrenzabstand von Pflan-
zen getroffen. In §§ 40ff. NachbG NRW werden anhand
einer Unterteilung in verschiedene Pflanzenkategorien
(z.B. ,stark wachsende Baume*) bestimmte Grenzab-
sténde vorgegeben, die nicht unterschritten werden
durfen. Die Bestimmung der einzelnen Pflanzenkatego-
rien enthalt zwar auch eine Aufzéhlung bestimmter
Baum- oder Straucharten (z.B. gilt hiernach die Rotbu-
che als stark wachsender Baum), diese ist jedoch nicht
abschlieRend. Die Frage, zu welcher Pflanzenkategorie
nicht namentlich genannte Baum- oder Straucharten

zu zahlen sind, ist letztlich eine botanische Frage. Sie
kann u. U. far denselben Baum oder Zierstrauch je nach
Standort, beispielsweise mit Blick auf unterschiedliche
Klima-, Boden- und Héhenverhaltnisse, verschieden zu
beantworten sein. Der Landesgesetzgeber hat es deshalb
den Gerichten Uberlassen, im Streitfall — gegebenenfalls
unter Einholung eines botanischen Sachverstandigen-
gutachtens — Baume und Straucher jeweils sachgerecht
nach den individuellen Gegebenheiten einzuordnen.

Fur Zier- und Beerenobststraucher ist auRerdem be-
stimmt, dass sie in ihrer H6he grundsatzlich das Drei-
fache ihres Abstandes zum Nachbargrundstiick nicht
Uberschreiten durfen. Strauchtriebe, die in einem gerin-
geren als der Halfte des vorgeschriebenen Abstandes aus
der Erde treten, sind zu entfernen. Ein Fliederbusch, der
einen Abstand von 1 m halt, darf daher nicht héher als

3 m werden. Ein Beerenobststrauch, der in einem
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Abstand von 0,50 m von der Grenze gepflanzt ist, darf
nicht héher als 1,50 m werden. Die genannten Abstande
werden von der Mitte des Baumstammes oder des Strau-
ches waagerecht und rechtwinklig zur Grenze gemessen,
und zwar an der Stelle, an der der Baum oder Strauch
aus dem Boden austritt.

Das Gesetz sieht indes auch verschiedene Ausnahmen
von der Geltung bestimmter Mindestgrenzabstande
vor. Sie werden im Wesentlichen in § 45 NachbG NRW
aufgezahlt. Daruber hinaus gelten die §§ 40ff. NachbG
NRW aber auch nicht fur Hecken, die als Einfriedung auf
die Grundsticksgrenze gesetzt worden sind. Hier finden
ausschlieBlich die Vorgaben flr Einfriedungen Anwen-
dung (siehe dazu das 3. Kapitel).
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Ein Verstof3 gegen die Abstands- und Héhenvorgaben flr
Anpflanzungen hat in der Regel zur Folge, dass die Be-
seitigung der Anpflanzung oder — vor allem bei Hecken,
Zier- und Beerenobststrauchern — ein Riickschnitt auf die
noch zulassige Hohe verlangt werden kann. Allerdings
sieht das nordrhein-westfalische Nachbarrechtsgesetz in
§ 47 eine sogenannte Ausschlussfrist vor. Hiernach kann
die Beseitigung einer Anpflanzung, welche die erforder-
lichen Absténde nicht einhalt, nicht mehr verlangt wer-
den, wenn nicht binnen sechs Jahren nach dem Anpflan-
zen Klage auf Beseitigung erhoben worden ist. Nur far
den Fall, dass der erforderliche Abstand von der Hohe der
Anpflanzung abhangt, wie z. B. bei Hecken, beginnt die
Frist hiervon abweichend erst in dem Augenblick, in dem
der vom Gesetz vorgeschriebene Abstand infolge des
Wachstums der Anpflanzung nicht mehr gewahrt ist.

Zu beachten ist, dass die vorstehenden Ausfiihrungen
nur die Verletzung von Abstands- und H6henvorgaben
betreffen. Unberihrt bleiben insbesondere die Vorschrif-
ten tiber den Uberhang. Soweit also Aste und Wurzeln
des zu nahe an der Grenze stehenden Baumes Uber die
Grenze wachsen und das Nachbargrundstiick beeintrach-
tigen, kann ungeachtet der oben genannten Sechs-Jahres-
Frist deren Beseitigung verlangt werden oder gegebenen-
falls Selbsthilfe erlaubt sein (vgl. Kapitel 5). Gleiches

gilt selbstverstandlich auch, wenn von einem alten bzw.
kranken Baum eine Gefahr fur das Nachbargrundsttick
ausgeht.

Zweckmalig ist es in jedem Fall, vor einer neuen An-
pflanzung in der Nahe der Grundstiicksgrenze oder
spatestens im Streitfall das Gesprach zu suchen. Dies
fuhrt in der Regel schneller zu einer guten Lésung als ein
Beharren auf einem Rechtsstandpunkt, den man sich
personlich gebildet hat. Eine Einigung ist jederzeit und
formlos méglich.
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7. Larm, Geriiche und andere Immissionen

Die Eigentiimerin oder der Eigentiimer darf mit ihrem
bzw. seinem Grundsttick in der Regel nach Belieben
verfahren. Dies gilt grundsatzlich auch mit Blick auf die
damit verbundenen Einwirkungen auf Nachbargrund-
stiicke, etwa durch Larm, Geruiche, Gase, Rauch oder
Ruf, die in vielen Féllen letztlich unvermeidbar sind. Die
damit verbundenen Beeintrachtigungen (des benach-
barten Grundstucks) sind in einem bestimmten Umfang
hinzunehmen, um eine sinnvolle Grundsticksnutzung zu
ermoglichen.
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Die Grenze fur die noch hinzunehmenden Beeintréachti-
gungen richtet sich nach § 906 BGB. MafRgeblich ist
insoweit in der Regel Absatz 1 dieser Vorschrift. Hiernach
kann eine Nachbarin oder ein Nachbar Unterlassung der
genannten Einwirkungen sowie vergleichbarer Immissio-
nen verlangen, wenn diese die Nutzung ihres bzw. seines
Grundstlcks in einem wesentlichen Umfang beeintrach-
tigen. Mit dieser Anknlpfung an die Wesentlichkeit einer
Beeintrachtigung sollen die unabhangig von ihrer Orts-
Ublichkeit hinzunehmenden ,sozialadadquaten® Belasti-
gungen im nachbarschaftlichen Gemeinschaftsverhaltnis
von den Uber eine bloBe Belastigung hinausgehenden,
kérperliches Unbehagen hervorrufenden und deshalb
wesentlichen Einwirkungen abgegrenzt werden.

Die Erheblichkeit einer Einwirkung wird in erster Linie
objektiv durch Feststellung des Ausmalf3es der vorhande-
nen Immissionen beurteilt. Werden beispielsweise Grenz-
oder Richtwerte, die in Gesetzen, Verordnungen oder
allgemeinen Verwaltungsvorschriften festgelegt sind,
nicht Gberschritten, so liegt in der Regel eine unwesent-
liche Beeintrachtigung vor. Eine Uberschreitung dieser
Werte spricht hingegen fur die Annahme einer wesentli-
chen Beeintrachtigung.

Dartber hinaus ist von Bedeutung, woftir das Grundsttick
bestimmt ist, wo genau es liegt und wie es beschaffen ist.
Es kommt darauf an, wie vor diesem Hintergrund ein ver-
standiger Durchschnittsbenutzer die Beeintréachtigung
empfinden wirde. Das subjektive Empfinden ist hingegen
unerheblich.

Selbst wesentliche Beeintrachtigungen sind im Ubrigen
dann hinzunehmen, wenn sie ortstblich sind und mit
wirtschaftlich zumutbaren MaBBnahmen nicht verhindert
werden kénnen (vgl. § 906 Abs. 2 BGB). Ortsublich ist
eine Nutzung dann, wenn in der Umgebung eine Mehr-
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zahl von Grundstulicken einigermafen gleich genutzt wird.
Das kann in einem eher landlichen Gebiet eine bestimmte
Art der landwirtschaftlichen Nutzung sein oder durch Ge-
werbebetriebe verursachter Larm in einem Mischgebiet.
Neben der Intensitat einer Beeintrachtigung sind auch
Haufigkeit und Zeitpunkt des Auftretens zu bertcksichti-
gen. Lassen sich wesentliche Einwirkungen mit zumut-
baren MaBnahmen verhindern oder jedenfalls einschran-
ken, besteht stets ein Abwehranspruch.

8. Tiere und das Nachbargrundstiick

Zur Frage, ob sich eine Eigentiimerin oder ein Eigenttimer
gegen das Eindringen von Tieren vom Nachbargrund-
stlick zur Wehr setzen kann, gibt es bisher keine aus-
drickliche gesetzliche Regelung. Auch eine einheitliche
Rechtsprechung hat sich bisher nicht herausgebildet.
Letztlich kommt es hier — wie schon in Kapitel 7. — darauf
an, ob das Eindringen der Tiere die Nutzung des Grund-
sticks im konkreten Einzelfall mehr als nur unwesent-
lich beeintrachtigt. Dies dlirfte beispielsweise bei einer
frei herumlaufenden Katze oftmals noch nicht der Fall
sein, wahrend bei der Haltung eines Hundes durch eine
geeignete Einfriedung regelmaBig dafiir Sorge getragen
werden muss, dass der Hund auf dem eigenen Grund-
stuck verbleibt.

9. Nachbarrechtliches Mitbenutzungsrecht,
Notwegerecht

Die Eigentimerin oder der Eigentimer muss es grund-
satzlich nicht dulden, dass Dritte das eigene Grundstiick
nutzen. Unter bestimmten Voraussetzungen muss
allerdings auch bei Missfallen eine (Mit-)Benutzung
hingenommen werden. Ein wichtiges Mitbenutzungsrecht
ist das Notwegerecht im Sinne von § 917 BGB. Es gilt

fur Grundstticke, die keine eigene Verbindung zu einer
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offentlichen Strafl3e oder einem 6ffentlichen Weg haben
und die nur dann ordnungsgeman bewirtschaftet werden
kénnen, wenn man Uber das Grundstick der Nachbarin
oder des Nachbarn dorthin gelangen kann. Das Notwe-
gerecht kann sich auch auf sogenannte Versorgungs-
leitungen, wie etwa Wasser- und Abwasserleitungen,
erstrecken. Ob die Benutzung des Nachbargrundstiicks
zur Herstellung einer Verbindung erforderlich und in
welchem Umfang die Benutzung zu dulden ist, muss im
Einzelfall entschieden werden. Beispielsweise wird eine
Zufahrt mit Kraftfahrzeugen zum eigenen Grundstuck in
der Regel sehr vorteilhaft, aber nicht unbedingt zugleich
dringend erforderlich sein.

Zu beachten ist zudem, dass ein Notwegerecht zwar kraft
Gesetzes entsteht. Die Erlaubnis der Nachbarin oder des
Nachbarn, das Grundstiick nutzen zu diirfen, ist deshalb
jedoch nicht entbehrlich. Im Streitfall misste daher ge-
richtlich geltend gemacht werden, dass die andere Partei
die Benutzung des eigenen Grundstiickes dulden muss.
Die Partei, Uber deren Grundsttick der Notweg fiihrt, hat
im Gegenzug einen Anspruch auf eine angemessene
Geldentschéadigung.

Dem Notwegerecht dhnlich ist das so genannte Ham-
merschlags- und Leiterrecht, das im nordrhein-westfali-
schen Nachbarrechtsgesetz ausdriicklich geregelt ist.
Geman § 24 NachbG NRW muss die Eigentimerin oder
der Eigentiimer eines Grundstiicks unter bestimmten
Voraussetzungen dulden, wenn die Nachbarin oder der
Nachbar dieses vortibergehend betritt oder zum Auf-
stellen von Leitern, Geriisten oder Ahnlichem nutzt, um
Arbeiten auf ihrem oder seinem Grundsttck vorzuneh-
men, die sonst gar nicht oder nur unter betrachtlichen
Schwierigkeiten ausgefuhrt werden kénnten. Wichtig wird
dieses Recht vor allem bei einer Bebauung an der Gren-
ze, beispielsweise wenn Instandhaltungs- oder Instand-
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setzungsarbeiten auch auf der dem Nachbargrundstiick
zugewandten Gebaudeseite erforderlich werden.

10. Vertiefungen und Bodenerhéhungen

Das Recht, mit dem eigenen Grundsttick nach Belieben
zu verfahren, erstreckt sich auch auf das Erdreich unter
der Oberflache. Es darf demzufolge ganz oder teilweise,
etwa durch den Aushub einer Baugrube oder das Abtra-
gen eines HangfulBes, eine Vertiefung des Grundstlicks
vorgenommen werden. Dieses Recht ist jedoch nicht
grenzenlos. Zum Schutz des Nachbargrundstticks sind
gemal § 909 BGB solche Vertiefungen unzulassig, die
dem Nachbargrundstiick die erforderliche Stutze entzie-
hen. Durch dieses Verbot von Eingriffen in die nattrliche
bodenphysikalische Stitze, die sich die angrenzenden
Grundsticke gegenseitig gewéhren, soll die Standsicher-
heit des Erdreichs gesichert werden.

Die Zulassigkeit von Bodenerhéhungen und Aufschich-
tungen bemisst sich mangels spezialgesetzlicher Rege-
lungen im BGB vorwiegend nach dem nordrhein-west-
falischen Nachbarrechtsgesetz (§§ 30f.). Hiernach darf
jede Eigentiimerin bzw. jeder Eigentimer den Boden des
eigenen Grundstticks auf das Niveau des Nachbargrund-
stlicks erhohen. Eine dartber hinaus gehende Erhéhung
ist indessen nur zuldssig, wenn ein im nordrhein-westfa-
lischen Nachbarrechtsgesetz néher bestimmter Abstand
zur Grundstucksgrenze eingehalten wird oder solche Vor-
kehrungen getroffen werden, wonach eine Schadigung
des Nachbargrundstticks insbesondere durch Abstlirzen
oder Abschwemmen des Bodens ausgeschlossen ist.

Auch die Zulassigkeit der Aufschichtungen von Holz,
Steinen und dergleichen sowie sonstigen, mit dem
Grundstuiick nicht fest verbundenen Anlagen ist nach

§ 31 NachbG NRW grundsétzlich abhangig von den dort



24 Nachbarrecht

geregelten Mindestabstanden zur Grundstticksgrenze.
Dies gilt ausnahmsweise nicht, wenn die Aufschichtung
oder Anlage eine Grenzwand bzw. geschlossene Einfrie-
dung nicht Gberragt oder wenn sie als Stutzwand oder
Einfriedung dient (z. B. Steinlage als Stutzwand). Ein-
schrankungen kénnen sich zudem aus 6ffentlich-recht-
lichen Bestimmungen, insbesondere aus dem Baurecht,
dem StraBen- und Wegerecht sowie dem Wasserrecht
ergeben.

11. Hilfe bei der Konfliktlosung (Streitschlichtung)

Neben einem ricksichtsvollen und héflichen Umgang
hilft oft schon ein klarendes Gesprach, ein gutes nach-
barschaftliches Verhaltnis zu bewahren. Auch bereits ent-
standene Konflikte, etwa ein Streit Uber eine bestimmte
Gartengestaltung oder ein als stérend empfundenes Ver-
halten, lassen sich meistens 16sen, indem die Betroffenen
miteinander reden. Eine auf diese Weise erzielte Einigung
hat den groBBen Vorteil, dass — frei von der allgemeinen
Rechtslage — eine Regelung gefunden werden kann, die
den individuellen Beduirfnissen aller am besten gerecht
wird. Dartiber hinaus sollte stets im Blick gehalten wer-
den, dass die Nachbarschaft méglicherweise noch tGber
lange Zeit fortdauern wird.
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Finden Nachbarinnen und Nachbarn im direkten Ge-
sprach keine zufriedenstellende Lésung, ist es ratsam,
den Versuch einer auBBergerichtlichen Streitschlichtung
bei einer Gutestelle zu unternehmen. Die auBergericht-
liche Streitschlichtung bietet den Parteien im Vergleich zu
einem Rechtsstreit vor Gericht viele Vorteile, beispiels-
weise eine schnellere und kostenglinstigere Erledigung
der Auseinandersetzung.

Im Ubrigen ist in Nordrhein-Westfalen fiir eine Reihe von
Nachbarstreitigkeiten ein auBergerichtlicher Schlich-
tungsversuch Voraussetzung fur ein gerichtliches
Verfahren. Konkret bedeutet dies: Wenn es Streit gibt,
muss die- oder derjenige, die bzw. der das Gericht
anrufen will, zunachst versuchen, das Problem mit dem
Gegenuiber einvernehmlich zu regeln, indem sie bzw. er
dazu eine Gutestelle anruft. Fur welche Streitigkeiten der
Guteversuch zwingend vorgeschrieben ist, regelt § 53
Justizgesetz NRW.

Zu den staatlich anerkannten Guitestellen gehdren unter
anderem die Schiedsamter des Landes. Die dort ehren-
amtlich tatigen Schiedsfrauen und Schiedsmanner sind
zugleich wichtige Ansprechpartnerinnen und -partner fur
Konflikte, die auf freiwilliger Basis auBBergerichtlich gelost
werden sollen.

Das Verfahren beim Schiedsamt ist denkbar unbiirokra-
tisch. Es wird eingeleitet durch einen Antrag, der den
Namen und die Anschrift der Parteien sowie den Gegen-
stand der Verhandlung enthélt.

Er kann der Schiedsperson schriftlich, haufig auch per
E-Mail, oder vor ihr miindlich zu Protokoll gegeben
werden. Sodann wird ein Termin bestimmt, in dem die
Parteien die Gelegenheit bekommen, ihre Standpunkte
vorzutragen und sich auszusprechen.
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Die Schiedsperson hort lhnen genau zu und versucht,
eine tragfahige Grundlage fur eine vergleichsweise
Losung des Konfliktes zu schaffen. Gelingt den Parteien
eine Einigung, wird der Vergleich schriftlich aufgesetzt
und von allen Beteiligten unterschrieben. Der Streit ist
dann - ohne die Belastungen einer gerichtlichen Ausein-
andersetzung — beendet.

Weitere Informationen zur auBergerichtlichen Streit-
schlichtung und zum Schiedsamt finden Sie auf der
Internetseite des nordrhein-westfélischen Landes-
verbandes des Bundes deutscher Schiedsmanner

und Schiedsfrauen e.V. unter

www.bds-nrw.com sowie in unserer Broschiire ,Das
Schiedsamt.”, die Sie auch im Internet unter www.
justiz.nrw abrufen kénnen.



http://www.bds-nrw.com
http://www.justiz.nrw
http://www.justiz.nrw




Herausgeber:

Ministerium der Justiz

des Landes Nordrhein-Westfalen
Justizkommunikation

40190 Dusseldorf

Stand: Oktober 2022

Alle Broschiren und Faltblatter des Ministeriums der Justiz

finden Sie unter www.justiz.nrw (Burgerservice).

Telefonisch kénnen Sie alle Veroffentlichungen werktags zwischen
08.00 und 18.00 Uhr bestellen.

Nordrhein-Westfalen direkt
» 0211 837-1001
nrwdirekt@nrw.de

lllustration und Bildnachweis
panthermedia.net/belahoche: Titel
panthermedia.net/Liane Matrisch: S. 4
Justiz NRW: S. 8,10, 14,17, 19, 24, Ruickseite

__.II.IStiZ'

aktuell, kompetent & biirgernah



	1. Allgemeine Hinweise
	2. Die Grundstücksgrenze
	3. Einfriedungen
	4. Grenzbäume, besondere Grenz-­		anlagen und Überbauten
	5. Herüberragende Äste sowie 
	herunterfallende Früchte und Blätter
	6. Grenzabstand von Pflanzen
	7. Lärm, Gerüche und andere Immissionen
	8. Tiere und das Nachbargrundstück
	9. Nachbarrechtliches Mitbenutzungsrecht, 
	Notwegerecht
	10. Vertiefungen und Bodenerhöhungen
	11. Hilfe bei der Konfliktlösung (Streitschlichtung)



